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Zusammenfassung

Das ProtestMonitoring am Wissenschaftszentrum Berlin für Sozial-
forschung (WZB) untersucht die deutsche Protestlandschaft und 
ihre Radikalisierungsdynamiken. Dabei wird Protest in seinen viel-
fältigen Themen und Formen – von Petitionen über Demonstratio-
nen bis hin zu politischer Gewalt – im Zeitverlauf vergleichend in 
den Blick genommen. 

In Kapitel 1 unseres Beitrags konzentrieren wir uns auf die Protest-
dynamik im Jahr 2023 und ordnen diese auf der Basis international 
einzigartiger medienbasierter Protestereignisdaten in den his-
torischen Kontext der deutschen Protestlandschaft seit 1950 ein. 
Wie proteststark war das Jahr 2023? Unsere Daten zeigen einen 
deutlichen Anstieg der Protestereignisse im Vergleich zum Vor-
jahr bei gleichzeitigem Rückgang der Anzahl der Protestierenden. 
Thematisch dominieren Umwelt- und Klimafragen sowie Proteste 
im Kontext des russischen Angriffskrieges in der Ukraine und des 
Israel-Gaza-Krieges das Protestgeschehen. Unsere Analysen zeigen, 
dass es absolut gesehen eine Zunahme von radikalen Protesten mit 
gewalttätigen oder konfrontativen Formen und internationalem 
Bezug gibt. Relativ betrachtet sind diese Proteste jedoch nicht kon-
frontativer oder gewaltförmiger als solche, die sich auf nationale 
Ereignisse und Konflikte beziehen. 

In Kapitel 2 des Beitrags präsentieren wir ausgewählte Ergeb-
nisse von zwei Umfrageexperimenten zur Wahrnehmung und 
Bedrohung durch islamistische und rechtsextreme Gewalt. Im 
ersten Experiment analysieren wir, wie Befragte Radikalisierungs-
tendenzen erkennen und darauf reagieren. Insgesamt nehmen 
die Befragten Radikalisierung als problematisch und bedrohlich 
wahr, sehen jedoch bei islamistischer Radikalisierung einen etwas 
höheren Handlungsbedarf. Während informelle Maßnahmen wie 
Gespräche mit der betroffenen Person keine Unterschiede zwischen 
den Phänomenbereichen zeigen, gibt es bei islamistischer Radikali-
sierung eine höhere Bereitschaft zu formellen Maßnahmen wie die 
Kontaktierung von Beratungsstellen, der Polizei oder der religiösen 
Autoritäten. Das zweite Experiment untersucht die Wahrnehmung 
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und Reaktionen auf rechtsextreme und islamistische Terror-
anschläge. Rechtsextreme Terrorist*innen werden häufiger als 
Einzeltäter*innen wahrgenommen, während islamistische Terro-
rist*innen als Teil einer größeren Gruppe gesehen werden. Nach 
islamistischen Anschlägen ist die Stigmatisierung von Muslim*in-
nen höher, während deutsche Patriot*innen nach rechtsextremen 
Anschlägen weniger stark verantwortlich gemacht werden. Zudem 
werden nach islamistischen Anschlägen häufiger verstärkte Maß-
nahmen zur Terrorismusbekämpfung gefordert als nach rechts-
extremen Anschlägen.

Stichworte

Protest | Mobilisierung | Radikalisierung | Islamismus | Rechtsextremismus | 
Protestereignisanalyse | Umfrageexperimente
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1. Die deutsche Protestlandschaft 2023

Die Bundesrepublik Deutschland zeichnet sich durch eine traditionsreiche 
Protestgeschichte aus. Seit ihrer Gründung gab es kontinuierlich Mobili-
sierungen in Form von Straßenprotesten und anderen unkonventionellen 
Aktionsformen. Im Rahmen des WZB ProtestMonitorings vergleichen 
wir diese Dynamiken im Längsschnitt. Dadurch können wir das aktuelle 
Protestgeschehen in den historischen Kontext einbetten und aktuelle Ent-
wicklungen besser einordnen. So kann untersucht werden, ob wir uns 
derzeit in einer Hochphase des Protests befinden, welche Themen im ver-
gangenen Jahr die Menschen bewegt haben oder inwieweit sich das deut-
sche Protestgeschehen in den letzten Jahren hinsichtlich der gewählten 
Aktionsformen radikalisiert hat.

Hierbei nutzt unser Protestmonitoring die Methodik der Protestereignis-
analyse, eine etablierte Methode der Sozial- und Politikwissenschaften, 
die einzelne Protestereignisse erfasst (Hutter, 2014). In diesem Zusammen-
hang werden Proteste als kollektive Aktionen von nichtstaatlichen Akteure 
definiert, die Widerspruch auf Grundlage eines gesellschaftlich-politischen 
Ziels äußern (Rucht et al., 1992). Für die Sammlung der einzelnen Protest-
ereignisse nutzen wir überregionale Tageszeitungen (Süddeutsche Zei-
tung, taz, die Tageszeitung) als Quelle, da sie trotz ihrer selektiven Bericht-
erstattung zuverlässige Informationen für vergleichende Analysen von 
Protestdynamiken bieten (Earl et al., 2004; Ortiz et al., 2005). Anhand der 
Zeitungsartikel erfassen wir Informationen zu Zeit, Ort, Akteure, Adres-
sat*innen, Protestform und -forderungen. Darüber hinaus unterscheiden 
wir verschiedene Protestformen, um Radikalisierung im Aktionsrepertoire 
zu untersuchen. So differenzieren wir zwischen appellativen (unter 
anderem Petitionen), demonstrativen (unter anderem Demonstra tionen 
und Kundgebungen), konfrontativen (unter anderem Blockaden und 
Besetzungen) und gewaltförmigen (unter anderem politisch motivierte 
Anschläge und schwerwiegende Sachbeschädigung) Formen des Protests.1 
Um das kontinuierliche Protestmonitoring in Deutschland rückwirkend bis 
zur Gründung der Bundesrepublik im Längsschnitt verfolgbar zu machen, 
knüpfen wir an das Vorgängerprojekt PRODAT an, das am WZB durch ein 

1 Weitere methodische Details zur Datensammlung, text-analytischen Bearbeitung, maschinellen 
Vorhersagen und Kodierungen befinden sich in früheren Kapiteln des WZB ProtestMonitorings in 
den MOTRA-Monitors 2020, 2021 und 2022 (Grande et al., 2021, 2022; Hutter et al., 2023). 



158

Phänomenmonitoring

Team um Dieter Rucht Protestereignisse für den Zeitraum 1950 bis 2002 
erhoben hat.2 Die Verbindung beider Projekte erlaubt einen weltweit ein-
zigartigen Längsschnitt zum Protestgeschehen eines Landes.

1.1. Das Protestjahr 2023 im historischen Vergleich

Das Jahr 2023 ist durch einen deutlichen Anstieg der Protestereignisse 
gekennzeichnet. Im Vergleich zum Vorjahr hat sich die Anzahl der kodierten 
Protestereignisse mehr als verdoppelt und erreicht fast wieder das Niveau 
der Jahre 2019 und 2020 (siehe Abbildung 1). Mit Blick auf die Gesamt-
zahl der Ereignisse gehört das Jahr 2023 im historischen Vergleich zurück-
gehend bis 1950 zum protestreichsten oberen Drittel. Diese Zunahme an 
Ereignissen ist besonders markant, wenn wir die gewaltförmigen Proteste 
betrachten. Hierbei gehört das Jahr 2023 zu den 10 % der Jahre mit den 
meisten erfassten politischen Gewalttaten seit Beginn der Datenerhebung. 

Im Gegensatz zu der starken Zunahme der Protestereignisse steht der 
deutliche Rückgang der absoluten Anzahl an erfassten Protestierenden im 
Jahr 2023 im Vergleich zum Vorjahr. Mit Blick auf die Anzahl der Protes-
tierenden liegt das Jahr 2023 im historischen Vergleich im unteren Drit-
tel. Die geringe Anzahl der Protestierenden und die gestiegene Anzahl der 
Ereignisse stellen keinen Widerspruch dar. Der starke Anstieg der Protest-
ereignisse ist in weiten Teilen durch die deutliche Zunahme politischer 
Gewalttaten zu erklären. Während politische Gewalttaten oft viel Auf-
merksamkeit erregen und ein großes Medienecho nach sich ziehen, sind 
an diesen normalerweise nur wenige Personen beteiligt. Dies zeigt sich 
auch in unseren Daten. Gewaltförmige und konfrontative Protestereig-
nisse, wie beispielsweise Straßenblockaden, werden in der Regel durch 
Einzeltäter*innen oder kleine Gruppen von Aktivist*innen ausgeführt.

2 Zur Gewährleistung der Vergleichbarkeit der Daten orientieren wir uns an der Zeitungsauswahl 
und Kodier-Logik des PRODAT-Projektes. Enstprechend dieser Logik basieren die Ergebnisse der 
Längsschnittanalyse 1950–2023 auf der Kodierung der Montagsausgaben sowie jeder vierten Woche 
der Süddeutschen Zeitung.
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Abbildung 1: Dynamik des Protestgeschehens in der Bundesrepublik Deutschland von 1950 bis 2023

Anmerkung: Die Balken visualisieren die Anzahl der absoluten Protestereignisse pro Jahr (linke y-Achse)  
und die verbundenen Punkte spiegeln die Anzahl der Protestierenden in 10.000 wider (rechte y-Achse). 
Quelle: Süddeutsche Zeitung

Im Gegensatz zu 2022, einem Jahr mit vielen Großereignissen, gab es 
2023 nur wenige Proteste, die eine große Anzahl an Menschen mobili-
sieren konnten. Zu den wenigen massenmobilisierenden Protestereig-
nissen mit mehr als 20 000 Teilnehmer*innen gehörten unter anderem 
die Besetzungen im rheinländischen Lützerath im Januar, die von Sahra 
Wagenknecht und Alice Schwarzer organisierte Demonstration „Aufstand 
für Frieden“ im Februar, die Demonstration „ZAMMREISSEN! – Bayern 
gegen Rechts“ in München im Oktober sowie die Kundgebung gegen Anti-
semitismus vor dem Brandenburger Tor in Berlin im Oktober 2023.

1.2. Welche Themen mobilisierten die Menschen?

Auch wenn die Anzahl der Proteste im Jahr 2023 im Vergleich zum Vor-
jahr deutlich angestiegen ist, ist die Zunahme bei den einzelnen Protest-
themen sehr unterschiedlich. Die deutlichste Zunahme bei der Anzahl 
erfasster Ereignisse ist bei Forderungen zu Umwelt und Mobilität zu ver-
zeichnen (siehe Abbildung 2). Die Angaben beziehen sich hierbei auf eine 
Vollerhebung aller Ausgaben der Süddeutschen Zeitung und der taz, die ab 
2019 zur Verfügung steht. Bemerkenswert ist die Anzahl der Klimaproteste, 
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die etwa zwei Drittel der Proteste im Bereich Umwelt/Mobilität aus-
machen. Diese starke Veränderung im Jahr 2023 lässt sich in großen Teilen 
auf die Aktionen der Protestgruppe „Die Letzte Generation“ zurückführen. 
Im Rahmen ihrer Proteststrategie führte diese Gruppe in vielen Orten 
Deutschlands Aktionen durch, bei denen sich die Aktivist*innen auf die 
Straße klebten, um für ein niedrigeres Tempolimit und das Ende fossiler 
Brennstoffe zu demonstrieren (vgl. Rucht, 2023).

Umwelt/Mobilität

Pandemie

Frieden/Krieg

Rechtsradikalismus

Demokratische Rechte/
Gleichstellung

Wirtschaft/Wohlfahrt

Antisemitismus/
Rassismus/Migration

Menschenrechte 
international

Systemfragen/Politiker*in

Sonstiges

Zivile Sicherheit/Law & Order

0 100 200 300 400

  2022          2023

Abbildung 2: Protestereignisse und -themen in den Jahren 2022 und 2023 im Vergleich

Anmerkung: Absolute Zahlen. Ein Protestereignis kann bis zu zwei Hauptthemen beinhalten.  
Quelle: Süddeutsche Zeitung und taz, die Tageszeitung

Doch auch Proteste zu den Themen Menschenrechte international, Anti-
semitismus, Rassismus und Migration wurden im Jahr 2023 deutlich 
präsenter. Neben der Forderungskategorie Krieg und Frieden finden 
sich in diesen Kategorien die Proteste, die im Zusammenhang mit dem 
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Israel-Gaza-Krieg seit dem 7. Oktober 2023 stehen. Insgesamt hatten im 
Jahr 2023 etwa 20 % der von uns erfassten Proteste einen Bezug zu diesem 
Konflikt.

Die Proteste im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie sind deut-
lich zurückgegangen. In den Pandemiejahren 2020 und 2021 waren Corona 
und die damit verbundenen Eindämmungsmaßnahmen das dominierende 
Thema in der deutschen Protestlandschaft. Bereits im Jahr 2022 zeigte sich 
eine deutliche Abnahme der tatsächlichen und medialen Dominanz der 
Coronaproteste zugunsten von Protesten, die sich mit den Themen Klima 
und Frieden in der Ukraine befassen. Im Jahr 2023 gab es kaum noch Coro-
naproteste – zumindest kaum noch Proteste, die die Schwelle der nationa-
len Medienaufmerksamkeit erreichten.

1.3. Protestthemen und Aktionsrepertoires

Welche Protestformen dominierten 2023 die deutschen Straßen? Neben 
der Anzahl der Protestereignisse ist die Frage nach der Radikalisierung 
des Aktionsrepertoires von zentraler Bedeutung für die Bewertung der 
deutschen Protestlandschaft im Jahr 2023. Betrachtet man die Verteilung 
der Aktionsformen auf die drei Kategorien – demonstrativ, konfrontativ 
und politische Gewalt –, so erkennt man, dass sich die einzelnen Themen 
teilweise durch sehr unterschiedliche Protestformen auszeichnen (siehe 
Abbildung 3). 

Ein außergewöhnlich hoher Anteil an konfrontativen Aktionen ist bei Pro-
testen mit Forderungen zu Umwelt und Mobilität zu verzeichnen. Über 
70 % der erfassten Protestereignisse sind konfrontativ, wozu größtenteils 
die Straßenblockaden der Protestgruppe „Die Letzte Generation“ gehören. 
Es ist wichtig zu betonen, dass Straßenblockaden in der Kodierung des 
WZB ProtestMonitorings nicht als politische Gewalt eingeordnet wer-
den. Politische Gewalt muss in der Protestereignisanalyse die Bedingung 
von Gewalt gegen Menschen oder schwerwiegende Sachbeschädigung 
erfüllen. Da die absolute Zahl der Proteste in diesem Themengebiet 
stark angestiegen ist, ist auch die Anzahl politischer Gewalttaten deut-
lich gestiegen – diese waren allerdings weitestgehend gegen die Umwelt-
aktivist*innen selbst gerichtet.
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Proteste im Themenblock Rechtsradikalismus sind relativ gesehen stärker 
durch konfrontative Aktionen und politische Gewalt geprägt. Hierbei han-
delt es sich beispielsweise um Angriffe auf Geflüchtetenunterkünfte durch 
rechtsradikale Akteure. Einzelne Protestereignisse verbinden oftmals meh-
rere Themen. So sind diese Angriffe sowohl im Bereich Rechtsextremismus 
als auch im Bereich Antisemitismus/Rassismus/Migration aufgeführt. Auch 
Aktionen der Reichsbürgerbewegung finden sich im Themengebiet Rechts-
radikalismus. Die einzelnen Themenblöcke umfassen sowohl Proteste des 
jeweiligen Themas als auch Gegenmobilisierungen. Während die konfronta-
tiven Aktionen und die politische Gewalt vorwiegend von rechtsradikalen 
Akteure ausgehen, beschränkt sich die Gegenmobilisierung gegen Rechts-
radikalismus weitestgehend auf Kundgebungen, Demonstrationen oder 
Konzerte und verläuft in der Regel friedlich.

Proteste mit Bezug zum Israel-Gaza-Krieg finden sich größtenteils in den 
Bereichen Menschenrechte international, Antisemitismus, Rassismus und 
Migration wieder. Die genaue Kategorisierung hängt von den jeweiligen 
Forderungen ab, wobei auch hier Mehrfachnennungen möglich sind. Auch 
in diesen Kategorien ist ein Anstieg politischer Gewalt in absoluten Zah-
len zu verzeichnen. Hierzu gehören beispielsweise Angriffe auf Synagogen 
oder Gewaltandrohungen gegenüber der jüdischen Bevölkerung.

Am stärksten durch Gewalt geprägt sind die Proteste in den Themen-
gebieten Systemfragen/Politiker*innen und Zivile Sicherheit/Law & Order. 
Diese Proteste umfassen unter anderem Angriffe auf politische Funktions-
träger*innen sowie Angriffe auf Polizeibeamt*innen und Rettungskräfte, 
die beispielsweise während der Silvesternacht oder auch am Rande der 
Israel-Gaza-Proteste stattgefunden haben (Tagesspiegel, 2023). Im nächs-
ten Abschnitt wenden wir uns genauer dieser Internationalisierung von 
Protest zu. Hierbei untersuchen wir, inwiefern sich internationale Kon-
flikte in der deutschen Protestlandschaft über die Zeit widerspiegeln.
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Abbildung 3: Protestthemen und Aktionsformen in Deutschland in 2023

Anmerkung: Prozentualer Anteil der Aktionsform an allen Protestereignissen innerhalb eines Themas. 
Maximal zwei Themen pro Protestereignis. Quelle: Süddeutsche Zeitung und taz, die Tageszeitung

1.4. Internationalisierung von Protest

Im Jahr 2023 wurde vermehrt die Frage aufgeworfen, ob die Inter-
nationalisierung der Protestarena zugenommen hat und ob dies auch mit 
einer stärkeren Radikalisierung des Protestgeschehens einhergeht. Inter-
nationalisierte Proteste sind durch politische Forderungen zu Konflikten, 
Kriegen, Regierungen und Verträgen im internationalen Kontext gekenn-
zeichnet. Obwohl der internationale Bezug dieser Proteste in der Regel 
politische Akteure im Ausland adressiert (siehe della Porta & Mattoni, 
2014), wird auch die nationale Politik aufgefordert zu agieren. Ebenfalls 
können aus internationalisierten Protesten in Interaktion mit Änderungen 
der innenpolitischen Opportunitätsstrukturen neue Protestbewegungen 
entstehen, die neue innenpolitische Forderungen entwickeln (Hadden 
& Tarrow, 2007; Koopmans, 1999). Das war zum Beispiel der Fall in den 
USA nach dem 11. September 2001, als sich die Anti-Kriegsbewegung in 
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eine Anti-Überwachungs- und Menschenrechtsbewegung im Rahmen der 
War-on-Terror-Politik weiterentwickelte (Tarrow, 2015). Allerdings gibt es 
bis heute wenig Forschung zu internationalisierten Protesten. Aus diesen 
Gründen ist es wichtig zu untersuchen, wann externe Faktoren wie Kriege 
im Ausland Protestdynamiken im Inland auslösen und prägen.

Aus diesem Anlass analysieren wir in diesem Abschnitt die Entwicklung 
von internationalisierten Protesten in Deutschland über die Zeit. Hierfür 
haben wir Protestereignisse von 1950 bis 2023 untersucht. Diese umfassen 
verschiedene politische Forderungen wie beispielsweise zu militäri-
schen Interventionen und Bürgerkriegen, zu Frieden und Abrüstung 
sowie zu Kriegs- und Atomwaffen. Weitere Forderungsthemen umfassen 
Imperialismus, Selbstbestimmung der Völker und Fragen der europäi-
schen Integration.

Abbildung 4 zeigt die Anzahl an internationalisierten Protesten im Verhält-
nis zu Protesten mit einem exklusiven nationalen Bezug über die Zeit. Die 
Ergebnisse zeigen, dass die Protestlandschaft im Jahr 2023 in der Tat stark 
internationalisiert war, insbesondere durch das Thema Israel-Palästina. 
Interessanterweise mobilisierten jedoch im Jahr 2022 Demonstrationen 
zur Ukraine und dem Iran deutlich mehr Teilnehmende, obwohl es sich 
dabei um weniger Protestereignisse handelte. Dieser Unterschied hängt 
mit einer bekannten Charakteristik von Protestereignissen zusammen: 
Größere Proteste – vor allem Demonstrationen –, die viele Menschen auf 
die Straße mobilisieren, finden im Vergleich seltener statt als viele kleinere, 
zeitlich aufeinanderfolgende Proteste. Daher stellt sich die Frage nach der 
Protestform der internationalisierten Proteste und inwiefern diese über 
die Zeit radikaler geworden sind.
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Abbildung 4: Protestereignisse mit internationalem Bezug (1950 bis 2023)

 
Seit dem Jahr 2000 lässt sich ein Trend zur Radikalisierung der Protest-
formen bei Protesten mit internationalem Bezug feststellen. In anderen 
Wörtern heißt das, dass der Anteil an konfrontativen und gewalttätigen 
Formen bei den internationalisierten Protesten seit Anfang des Jahr-
tausends gestiegen ist. Dennoch sind internationalisierte Proteste im Ver-
hältnis zu rein nationalen weniger radikal. Im Jahr 2021 waren rund 30 % 
der erfassten internationalen Proteste konfrontativ oder gewaltförmig, 
was mit der Intensivierung des Israel-Palästina-Konflikts im Frühjahr 
desselben Jahres zusammenhing. Im Jahr 2023 waren insgesamt weniger 
internationale Proteste gewaltförmig (7 %) oder konfrontativ (18 %). Dies 
lässt sich so interpretieren, dass es 2023 mehr palästinensische Proteste 
gab, die zwar häufig antisemitisch oder mit weiteren problematischen 
(radikalen) Forderungen verbunden waren, aber im Durchschnitt fried-
licherer Natur waren als noch 2021. Diese Entwicklung verdeutlicht die 
Notwendigkeit einer multidimensionalen Radikalisierungsanalyse, die 
neben den angewendeten Protestformen auch die thematischen Forderun-
gen der Protestierenden berücksichtigt.
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Insgesamt unterstreicht die Analyse den Einfluss internationaler Ereignisse – 
wie der Überfall der Terrorgruppe Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 – auf die 
deutsche Protestlandschaft und verdeutlicht die Dynamik und Komplexität 
der globalen Protestbewegungen. Auch entwickeln sich die internationalen 
Proteste in Deutschland kontinuierlich weiter, wie unter anderem anhand 
der propalästinensischen Proteste an den Universitäten in 2024 deutlich 
wird. Dabei spielen politische Opportunitätsstrukturen und die Politik der 
deutschen Bundesregierung eine Rolle, wodurch sich internationale Proteste 
weiterhin dynamisch und unvorhersehbar weiterentwickeln.

2. Die Wahrnehmung von Radikalisierung  
und Bedrohung in der Bevölkerung

Wie eingangs betont, wechseln wir in Kapitel 2 dieses Beitrags die Ebene 
und das Untersuchungsinstrument. Wir nähern uns nun mittels Umfrage-
experimenten den Wahrnehmungen und Bedrohungslagen in der deutschen 
Bevölkerung an. In Deutschland zählen die Phänomenbereiche Rechts-
extremismus und Islamismus zu den zentralen Herausforderungen für die 
Demokratie. Vor dem Hintergrund der ereignisreichen letzten Jahre, der 
Vielzahl von Gewalttaten und des erhöhten Gefährdungspotenzials durch 
Akteure aus dem islamistischen und rechtsextremen Spektrum haben wir 
die Wahrnehmung von Radikalisierung und Bedrohung vergleichend ana-
lysiert. Die Unterschiede und Gemeinsamkeiten in der öffentlichen Wahr-
nehmung von rechtsextremer und islamistischer Radikalisierung haben wir 
auf der Basis von zwei Umfrageexperimenten aus unterschiedlichen Pers-
pektiven untersucht: (1) die Radikalisierung einer Person im nahen sozia-
len Umfeld und (2) terroristische Anschläge. Im folgenden Abschnitt stellen 
wir beide Szenarien vor und diskutieren anschließend, wie Bedrohung und 
Radikalisierung in Deutschland wahrgenommen werden und welche Unter-
schiede zwischen Islamismus und Rechtsextremismus bestehen.

Gemeinschaftliche Resilienz gegenüber Rechtsextremismus  
und islamistischem Extremismus: Experimentelle Befunde

Staatliche Akteure, politische Berater*innen und Politiker*innen beto-
nen die Notwendigkeit, mit lokalen Gemeinschaften und Akteure zu 
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kooperieren, um Extremismus vorzubeugen, ihn einzudämmen und 
zurückzudrängen. In diesem Zusammenhang wird häufig von community 
resilience („Gemeinschaftsresilienz“) gesprochen, die es einer Gemeinschaft 
ermöglicht, extremistischen Ideologien zu widerstehen. Es wird hervor-
gehoben, dass die eigene Gemeinschaft oder das persönliche Umfeld 
Einzelpersonen vor radikalen Einflüssen schützen kann. Eine wichtige 
Voraussetzung dafür ist, dass die Mitglieder der Gemeinschaft Anzeichen 
von Radikalisierung erkennen und angemessen darauf reagieren können.

Trotz der zentralen Rolle, die Gemeinschaftsresilienz bei der Radikali-
sierungsprävention spielen kann, und der öffentlichen Anerkennung die-
ser Rolle gibt es nur wenige wissenschaftliche Studien und sehr begrenzte 
empirische Erkenntnisse zu Gemeinschaftsresilienz und den Handlungs-
strategien von Individuen, wenn sie im eigenen Umfeld mit Radikalisierung 
konfrontiert werden. Die wenigen vorhandenen Erkenntnisse basieren über-
wiegend auf kleineren Studien, die sich auf teilnehmende Beobachtungen, 
Interviews mit Praktiker*innen sowie Literatur- und Dokumenten-
recherchen stützen (vgl. Dalgaard-Nielsen & Schack, 2016; Salyk-Virk, 2020; 
Weine, 2012). So wurde beispielsweise in Dänemark anhand von Interviews 
mit Mentor*innen, Sozialarbeiter*innen und Lehrkräften festgestellt, dass 
die Familie sowie lokale Vertrauensnetzwerke die wichtigsten Ansprech-
partner*innen bezüglich Radikalisierung waren (Dalgaard-Nielsen & Schack, 
2016; siehe auch Weine & Osman, 2013, für ähnliche Befunde aus den USA). 
Eine Ausnahme bildet eine Umfragestudie unter 2 000 Lehrkräften aus 
Großbritannien und Dänemark. Basierend auf diesen Umfragedaten wurde 
festgestellt, dass Lehrkräfte Radikalisierungshinweise erkennen und darauf 
reagieren würden (Parker et al., 2021). Es gab jedoch wesentliche Unter-
schiede zwischen den Ländern: Die britischen Lehrkräfte neigten eher zu 
„formellen“ Reaktionen als ihre dänischen Kolleg*innen.

Unsere Forschung untersucht, wie der Grad der Radikalisierung einer Per-
son im nahen Umfeld die Wahrnehmung von Bedrohung und die Hand-
lungsbereitschaft beeinflusst. Wir analysieren, wie sich die persönliche 
Bedrohungswahrnehmung der Befragten ändert, wenn sie eine radikali-
sierte Person in ihrem nahen Umfeld haben, und inwiefern der Grad der 
Radikalisierung einer nahestehenden Person ihre Bereitschaft, aktiv zu 
handeln, beeinflusst. Zudem betrachten wir, ob Befragte, wenn sie mit 
einer radikalisierten Person im nahen Umfeld konfrontiert sind, eher zu 
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sogenannten informellen Maßnahmen wie Gesprächen mit der Person 
oder der Familie oder zu formellen Maßnahmen wie dem Kontaktieren 
einer Beratungsstelle oder der Polizei neigen. Schließlich untersuchen wir, 
ob sich diese Präferenzen je nach Art des Extremismus (Rechtsextremis-
mus versus islamistischer Extremismus) unterscheiden. 

Im Rahmen der MOTRA-Umfrage „Menschen in Deutschland“ 2022 wurden 
4 319 Personen befragt (für weitere Informationen über die Umfrage, das 
Stichprobendesign und die Stichprobe siehe Fischer et al., 2023). Die Stich-
probe besteht aus drei Gruppen: Stichprobe 1 wurde aus der allgemeinen 
Bevölkerung über 18 Jahren gezogen (n = 2 117), Stichprobe 2 besteht aus 
Menschen mit Migrationshintergrund (n = 600), und Stichprobe 3 besteht 
aus Menschen aus mehrheitlich muslimischen Ländern (n = 1 602). Die 
Stichprobenziehung erfolgte aus den Einwohnermelderegistern. Zuerst 
wurde eine zufällige Auswahl an Gemeinden gezogen, daraus wurden 
zufällig Adressen ausgewählt, und aus diesen Adressen wurden anhand 
des sogenannten onomastischen Verfahrens (basierend auf Namens-
bestandteilen) die potenziellen Befragten ausgewählt und per Post kontak-
tiert. Jede befragte Person erhielt ein Prepaid-Incentive in Höhe von fünf 
Euro. Die Teilnehmer*innen konnten entweder den Fragebogen ausfüllen 
und zurückschicken oder ihn online ausfüllen. Die Rücklaufquote beträgt 
21 % (Stichprobe 1 = 31 %, Stichprobe 2 = 22 %, Stichprobe 3 = 15 %). 

In einem Experiment wurden die Teilnehmer*innen zufällig einer von vier 
Gruppen zugeteilt und bekamen jeweils eines von vier Szenarien zu lesen. 
Die Szenarien unterschieden sich nach dem Phänomenbereich der Radika-
lisierung (Rechtsextremismus oder islamistischer Extremismus) und nach 
zwei unterschiedlichen Stufen der Radikalisierung (niedrig oder hoch). Die 
Szenarien bzw. das faktorielle Experimentdesign mit 2x2 Gruppen sind in 
Tabelle 1 dargestellt.
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Rechtsextremismus Islamistischer Extremismus
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„Ein Bekannter von Ihnen hat sich mehr-
fach negativ über Ausländer in Deutschland 
geäußert. Er meint, dass es in Deutschland zu 
viele Ausländer gibt, und klagt darüber, dass die 
Situation immer schlimmer wird. Er ist der An-
sicht, dass für Ausländer hier in der Gesellschaft 
kein Platz sein sollte.“
(Experiment-Gruppe 1)

„Ein Bekannter von Ihnen hat sich mehrfach 
negativ über Menschen geäußert, die seine 
Religion lächerlich machen und Gott beleidigen. 
Er meint, dass es in Deutschland zu viele solche 
‚Gotteslästerer‘, gibt und klagt darüber, dass 
die Situation immer schlimmer wird. Er ist der 
Ansicht, dass für Gotteslästerer hier in der Ge-
sellschaft kein Platz sein sollte.“
(Experiment-Gruppe 2)
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ng … + „Er ist der Meinung, dass jetzt dagegen 

aktiv etwas getan werden muss. Dabei verweist 
er auf Gruppen, die dafür die Anwendung von 
Gewalt befürworten.“
(Experiment-Gruppe 3)

… + „Er ist der Meinung, dass jetzt dagegen 
aktiv etwas getan werden muss. Dabei verweist 
er auf Gruppen, die dafür die Anwendung von 
Gewalt befürworten.“
(Experiment-Gruppe 4)

Tabelle 1: Experiment-Design 

Erkennen die Befragten Radikalisierung? Um diese Frage zu beantworten, 
haben wir fünf Umfrage-Items formuliert. Die Teilnehmer*innen wur-
den gebeten anzugeben, wie problematisch sie die im Experiment 
beschriebenen Äußerungen finden würden, und zwar für sich selbst, 
Mitglieder ihrer Familie und ihre Freund*innen. Die Antwortkategorien 
reichten von „gar nicht problematisch“ über „kaum problematisch“ und 
„etwas problematisch“ bis hin zu „sehr problematisch“. Zusätzlich sollten 
sie beurteilen, ob diese Äußerungen darauf hindeuten, dass eine bekannte 
Person radikale Einstellungen entwickelt hat, die für die Gesellschaft 
gefährlich sein könnten, sowie ob in diesem Fall ihrer Meinung nach etwas 
gegen die im Experiment beschriebenen Person unternommen werden 
sollte. Hierfür standen die Antwortmöglichkeiten „eindeutig nein“, „eher 
nein“, „eher ja“ und „eindeutig ja“ zur Verfügung. Diese Items wurden einer 
Faktorenanalyse unterzogen, die zeigte, dass sie zu einer Skala zusammen-
geführt werden können. Daraus wurde die Bedrohungswahrnehmungs-
skala generiert. Diese Skala wies eine hohe interne Konsistenz auf (Cron-
bach’s α = 0.89).

Anschließend wurde gemessen, was die Befragten tun würden, wenn sie 
mit einer Radikalisierung im nahen Umfeld konfrontiert würden. Die Frage 
lautete: „Sollten Sie tatsächlich mal eine solche Situation erleben: Wie 
wahrscheinlich ist es, dass Sie im Hinblick auf die betreffende Person dann 
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Folgendes unternehmen würden?“ Dann wurde eine Reihe von möglichen 
Handlungen aufgelistet: (a) Ich würde mit der Person selbst darüber reden; 
(b) mit ihrer Familie oder ihren Freund*innen über sie sprechen; (c) mit 
einem Sozialarbeiter über sie sprechen; (d) mit einem Priester oder einem 
Imam über sie sprechen; (e) den Fall einer Beratungsstelle mitteilen, die 
sich mit Radikalisierung und Deradikaliserung befasst; (f ) mit einer polizei-
lichen Beratungsstelle sprechen, ohne den Namen der Person zu nennen; 
(g) die Person bei der Polizei anzeigen; (h) gar nichts unternehmen. Hier 
konnten die Befragten auf einer Skala von 1 bis 6 aus den Antwortmöglich-
keiten „gar nicht wahrscheinlich“ bis „sehr wahrscheinlich“ auswählen. 
Diese Items wurden auch einer Faktorenanalyse unterzogen, die zeigte, 
dass sie zu zwei Skalen zusammengeführt werden können. Die erste Skala 
besteht aus zwei Items, die eher ganz informelle Handlungen messen, 
nämlich: (a) mit der Person selbst reden oder (b) mit ihrer Familie oder 
Freund*innen darüber reden. Diese Skala wies eine hohe interne Konsis-
tenz auf (Cronbach’s α = 0.80). Die zweite Skala besteht aus fünf Items, die 
eher formellere Handlungen messen, nämlich: (c) mit einem Sozialarbeiter 
oder (d) mit einem Priester oder Imam über die Person sprechen; (e) den 
Fall einer Beratungsstelle mitteilen; (f ) mit einer polizeilichen Beratungs-
stelle sprechen oder (g) die Person bei der Polizei anzeigen. Diese Skala 
wies eine hohe interne Konsistenz auf (Cronbach’s α = 0.85). Das letzte 
Item (h) ‚gar nichts unternehmen‘ wird separat analysiert, da es auf keinen 
der beiden Faktoren geladen hat.

Die Daten des Umfrageexperiments wurden mit Hilfe der Kleinste-Quadra-
te-Schätzung (OLS) und logistischer Regressionsmodelle analysiert. Im 
ersten Analyseschritt wurde geprüft, ob sich die Antworten der Befragten 
auf der Bedrohungswahrnehmungsskala signifikant voneinander unter-
schieden, je nachdem, in welche Gruppe sie zugeteilt worden waren. 
Unsere Ergebnisse zeigen, dass die Befragten Radikalisierungsprozesse 
erkennen und Szenarien, die auf gewaltbereite Radikalisierung hinweisen, 
signifikant als problematischer und gefährlicher einschätzen, unabhängig 
vom Phänomenbereich. Die Ergebnisse deuten also darauf hin, dass die 
Befragten zwischen den Phänomenbereichen nicht signifikant unter-
scheiden und beide als ähnlich starke Bedrohungen wahrnehmen. Zur 
zusätzlichen explorativen Analyse und Robustheitsüberprüfung wurde die 
Skala in ihre einzelnen Komponenten zerlegt und die Umfrage-Items ein-
zeln betrachtet. Für diese Analyse wurden logistische Regressionsmodelle 
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verwendet, da ordinale logistische Regressionen schwer zu interpretieren 
sind. Die Antwortkategorien der vierstufigen Likert-Skala wurden dafür in 
eine Dummy-Variable umkodiert. Um die Interpretation der Koeffizienten 
der logistischen Regression zu erleichtern, wurden durchschnittliche mar-
ginale Effekte berechnet. Es fällt auf, dass die Befragten zwar angeben, dass 
Rechtsextremismus von ihnen selbst, ihren Freund*innen sowie von ihren 
Familien als signifikant problematischer angesehen würde, aber trotz die-
ser Unterschiede sehen sie einen signifikant höheren Handlungsbedarf im 
Phänomenbereich Islamismus. Das bedeutet, dass sie im Fall von niedriger 
islamistischer Radikalisierung im nahen Umfeld eher befürworten würden, 
dass Maßnahmen gegen die im Experiment beschriebene Person ergriffen 
werden, als im Fall von niedriger rechtsextremistischen Radikalisierung. 

Im nächsten Analyseschritt wurde anhand OLS-Analysen untersucht, was 
die Befragten tun würden, wenn sie mit Radikalisierung in ihrem nahen 
Umfeld konfrontiert wären. Die Befragten würden mit einer größeren 
Wahrscheinlichkeit sowohl formell als auch informell etwas unternehmen, 
wenn sie mit einem Szenario konfrontiert wären, das einen höheren Grad an 
Radikalisierung beschreibt. Dies deutet darauf hin, dass die Befragten stär-
kere Radikalisierungsprozesse erkennen und angemessen darauf reagie-
ren würden. Allerdings gab es Unterschiede in Bezug auf die Phänomen-
bereiche. Im Vergleich zu einem Fall von Rechtsextremismus neigen die 
Befragten bei islamistischer Radikalisierung signifikant häufiger zu for-
mellen Maßnahmen, wie beispielsweise den Gang zu einer Beratungsstelle 
oder zur Polizei. Bei informellen Maßnahmen, wie etwa dem Gespräch 
mit der betroffenen Person selbst, konnten wir keine signifikanten Unter-
schiede zwischen den beiden Phänomenbereichen feststellen. Für die Ana-
lyse des letzten Umfrage-Items wurde ein logistisches Regressionsmodell 
verwendet, da ordinale logistische Regressionen schwer zu interpretieren 
sind. Die Antwortkategorien der sechsstufigen Likert-Skala wurden dafür 
in eine Dummy-Variable umkodiert. Um die Interpretation der Koeffizien-
ten der logistischen Regression zu erleichtern, wurden durchschnittliche 
marginale Effekte berechnet. Bei der Betrachtung dieses letzten Umfrage-
Items zeigt sich, dass die Befragten bei rechtsextremer Radikalisierung 
etwas häufiger angeben würden, nichts zu unternehmen, im Vergleich 
zu Fällen islamistischer Radikalisierung. Dieser Unterschied ist aller-
dings nicht statistisch signifikant. Trotzdem steht dieser Befund im Ein-
klang mit den oben beschriebenen Erkenntnissen, wonach die Befragten 
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Maßnahmen im Fall von islamistischer Radikalisierung eher befürworten 
würden und anscheinend auch etwas häufiger dagegen sind, nichts zu 
unternehmen.
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Abbildung 5: Effekt des Treatments auf Bedrohungswahrnehmung in Abhängigkeit der Religion  
 
Notizen: Prognostizierte Werte aus OLS-Regressionsmodellen.

 
Im letzten Analyseschritt wurde untersucht, ob sich die Befunde je nach 
religiöser Zugehörigkeit der Befragten unterscheiden würden. Dabei lag 
der Fokus insbesondere auf die Einstellungen der muslimischen Befragten 
und die möglichen Unterschiede zu nichtmuslimischen Befragten. Diese 
Analyse ist aus zwei Gründen besonders relevant. Erstens sind anti-
muslimischer Rassismus und Muslimfeindlichkeit in der deutschen 
Gesellschaft weitverbreitet und muslimische und als Muslim*innen wahr-
genommene Personen sind häufig Opfer rechtsextremer Gewalt. Daher ist 
es wichtig zu untersuchen, wie sie mit rechtsextremer Radikalisierung 
umgehen würden. Zweitens steht die deutsche muslimische Gemein-
schaft unter erheblichem Druck, da Umfrageergebnisse oft eine relativ 
hohe Zustimmung zu Einstellungen unter muslimischen Befragten zeigen, 
die mit islamistischen Ideologien in Einklang stehen. Daher ist es auch 
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von Bedeutung zu erforschen, ob muslimische Befragte Radikalisierungs-
prozesse erkennen und wie sie darauf reagieren würden. Für diese Ana-
lyse wurden Interaktionseffekte in den Regressionsmodellen berechnet, 
um die Unterschiede zwischen den Gruppen detailliert zu erfassen. Inter-
aktionseffekte sind schwierig zu interpretieren, deswegen haben wir die 
prognostizierten Werte geschätzt und die Ergebnisse visualisiert. 

In Abbildung 5 sind die prognostizierten Werte auf der Bedrohungs-
wahrnehmungsskala dargestellt, differenziert nach den experimentel-
len Gruppen und der religiösen Zugehörigkeit der Befragten. Die Punkte 
repräsentieren die prognostizierten Werte, während die vertikalen Linien 
die Konfidenzintervalle dieser Schätzungen darstellen. Die nichtüber-
lappenden Konfidenzintervalle deuten auf statistisch signifikante Unter-
schiede hin, während die überlappenden Konfidenzintervalle auf nicht-
signifikante Unterschiede hindeuten. Ein erster und problematischer 
Befund betrifft die Bedrohungswahrnehmung: Im Vergleich zu nicht-
muslimischen Befragten (graue Punkte) schätzen muslimische Befragte 
(grüne Punkte) den niedrigen sowie hohen Grad der islamistischen Radika-
lisierung als deutlich weniger gefährlich ein. Interessanterweise bewerten 
muslimische Befragte rechtsextremistische Radikalisierung ebenfalls als 
weniger gefährlich, allerdings sind die Unterschiede statistisch nicht signi-
fikant. Dieser Befund ist besorgniserregend und sollte als Warnsignal die-
nen. Damit Gemeinschaften gegen Radikalisierung gewappnet sind, müs-
sen sie in der Lage sein, Anzeichen von Radikalisierung zu erkennen und 
angemessen zu reagieren. Unsere Erkenntnisse deuten darauf hin, dass 
im Fall der muslimischen Befragten Verbesserungsbedarf besteht. Prä-
ventionsmaßnahmen könnten speziell auf diese Gemeinschaften abzielen, 
sie sensibilisieren und darüber informieren, wie sie Anzeichen gefährlicher 
Radikalisierungsprozesse besser erkennen können.
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Abbildung 6: Effekt des Treatments auf formelle und informelle Handlungen in Abhängigkeit der Religion 
 
Notizen: Prognostizierte Werte aus OLS-Regressionsmodellen
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Wenn wir uns die formellen und informellen Handlungen anschauen, dann 
beobachten wir einen deutlichen Unterschied im Hinblick auf die formel-
len Handlungen. Die Abbildung 6 zeigt die prognostizierten Werte auf die 
formellen und informellen Handlungsskalen, differenziert nach den expe-
rimentellen Gruppen und der religiösen Zugehörigkeit der Befragten. Ähn-
lich wie bei Abbildung 5, repräsentieren die Punkte die prognostizierten 
Werte, während die vertikalen Linien die Konfidenzintervalle dieser Schät-
zungen darstellen. Im Vergleich zu nichtmuslimischen Befragten haben 
muslimische Befragte eine höhere Bereitschaft, bei beiden Phänomen-
bereichen und bei beiden Graden der Radikalisierung formelle Maßnahmen 
zu ergreifen (Panel A). Bei den informellen Handlungen gibt es keine signi-
fikanten Unterschiede (Panel B). Eine weitere interessante Erkenntnis aus 
dieser Studie ergibt sich bei der Betrachtung der einzelnen Umfrage-Items 
(nicht abgebildet). Hier erkennen wir, dass der Effekt, den wir bei formel-
len Handlungen sehen, teilweise durch die Neigung der muslimischen 
Befragten bestimmt wird, sich bei religiösen Autoritäten (Imamen) Rat 
zu holen. Dies gilt nicht nur im Fall einer islamistischen Radikalisierung, 
sondern auch im Fall rechtsextremer Radikalisierungstendenzen. Dieses 
Ergebnis hat erhebliche Auswirkungen auf die Prävention von Extremis-
mus. Da viele befragte Muslim*innen dazu neigen, Rat bei religiösen 
Autoritäten zu suchen, ist es von entscheidender Bedeutung, diese Autori-
täten zu schulen und darüber zu informieren, welche Schritte zu unter-
nehmen sind, wenn sie mit hilfesuchenden Personen konfrontiert werden. 
Die Ausstattung religiöser Führungspersonen mit dem nötigen Wissen und 
den erforderlichen Ressourcen kann ihre Fähigkeit verbessern, Radikali-
sierung in ihren Gemeinschaften wirksam zu erkennen und zu mindern.

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Befragten Radikalisie-
rung insgesamt als problematisch und bedrohlich wahrnehmen, jedoch 
bei islamistischer Radikalisierung einen etwas höheren Handlungsbedarf 
sehen. Während es bei informellen Maßnahmen, wie dem Gespräch mit 
der betroffenen Person oder ihrer Familie, keine Unterschiede zwischen 
den verschiedenen Radikalisierungsphänomenen gibt, zeigt sich bei isla-
mistischer Radikalisierung (sowohl bei niedrigem als auch bei hohem 
Grad) eine größere Neigung, auf formelle Maßnahmen wie das Aufsuchen 
von Beratungsstellen oder das Melden bei der Polizei zurückzugreifen. 
Besorgniserregend war der Befund, dass muslimische Befragte im Ver-
gleich zu nicht-muslimischen Befragten sowohl niedrigere als auch höhere 
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Grade der islamistischen Radikalisierung als weniger problematisch wahr-
nehmen. In dieser Hinsicht besteht Aufklärungsbedarf. Dennoch zeigen 
sie in allen Treatment-Gruppen eine stärkere Tendenz zu formellen Maß-
nahmen. Dieser Effekt ist teilweise darauf zurückzuführen, dass sie häufi-
ger Rat bei religiösen Autoritäten wie Imamen suchen, und dies gilt auch 
bei Rechtsextremismus. Bei informellen Maßnahmen bestehen jedoch 
keine Unterschiede zwischen den Gruppen. 

Im folgenden Abschnitt untersuchen wir anhand des zweiten ver-
gleichenden Umfrageexperiments, wie Terroranschläge in der deutschen 
Bevölkerung wahrgenommen werden und ob in dieser Hinsicht Unter-
schiede zwischen islamistischem und rechtsextremem Terrorismus 
bestehen.

Die (verzerrte) Wahrnehmung von rechtsextremem  
und islamistischem Terrorismus

In Deutschland gab es in den letzten Jahren eine Reihe von Terroran-
schlägen, die sich auf die öffentliche und politische Debatte ausgewirkt 
haben. Dazu zählen unter anderem die rechtsextremen Anschläge in Halle 
2019 und Hanau 2020 oder der islamistische Anschlag in Dresden im sel-
ben Jahr. Die Forschung hat gezeigt, dass Terrorismus die öffentliche Mei-
nung beeinflusst und autoritäre Einstellungen, Vorurteile und Formen der 
Stigmatisierung verstärkt (vgl. Jacobs & van Spanje, 2021; Solheim, 2021). 
Vergleichende Studien haben verdeutlicht, dass die öffentlichen und politi-
schen Reaktionen nach Terroranschlägen nicht nur vom Gewaltakt an sich 
abhängen, sondern die Ideologie eine bedeutende Rolle spielt (vgl. Gode-
froidt, 2023; Völker, 2023). Daher untersuchen wir in unserer Studie die sys-
tematischen Unterschiede in der Wahrnehmung von Rechtsextremismus 
und Islamismus und analysieren, wie ideologische Motive hinter Terror-
anschlägen die Bedrohungswahrnehmung und politischen Präferenzen 
beeinflussen.

Empirisch stützt sich die Studie auf neue experimentelle Daten aus einer 
repräsentativen Umfrage. Das Experiment wurde in eine im März 2023 
durchgeführte Umfrage zu politischen Einstellungen und Partizipation 
eingebettet. 2 850 Erwachsene wurden als repräsentative Stichprobe der 
deutschen Bevölkerung über das Online-Access-Panel Respondi rekrutiert. 
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Das Experiment verwendet Zeitungsartikel, die realistische Szenarien 
rechtsextremer und islamistischer Terroranschläge beschreiben. Die Arti-
kel orientieren sich an realen Zeitungsartikeln nach Terroranschlägen in 
Deutschland in den letzten Jahren. Das Experiment besteht aus zwei Grup-
pen und einer Kontrollgruppe (jeweils 950 Befragte), die jeweils Artikel zu 
einem islamistischen oder rechtsextremistischen Anschlag lesen. Aus der 
bisherigen Forschung ist bekannt, dass Charakteristika von Ereignissen, 
wie zum Beispiel die Größe, und das Ausmaß des Anschlags, wie zum 
Beispiel die Anzahl der Opfer oder der Ort, die Wirkung von Ereignissen 
beeinflussen können (Völker, 2023). Daher sind alle Informationen im Arti-
kel identisch, nur das beschriebene ideologische Motiv des Anschlags vari-
iert. Die drei Gruppen von Befragten erhalten folgende Einleitung: „Nun 
stellen wir Ihnen einige Fragen zu Ihrer persönlichen Sicht auf die Sicherheits-
lage und mögliche Bedrohung in Deutschland. Deutschland war in den letzten 
Jahrzehnten mit Terroranschlägen mit verschiedenen ideologischen Hinter-
gründen konfrontiert.“

Je nach Gruppe sehen die Befragten entweder einen Zeitungsartikel 
über islamistischen Terrorismus oder einen Zeitungsartikel über Rechts-
terrorismus. Die Kontrollgruppe liest keinen Artikel und beantwortet die 
Fragen zur Bedrohungswahrnehmung direkt. Die beiden anderen Gruppen 
lesen den folgenden Text: „Im Folgenden wollen wir Ihnen ein realistisches 
Szenario von Sicherheitsbedrohungen in Deutschland zeigen. Bitte lesen Sie 
den fiktiven Zeitungsartikel und beantworten einige Fragen dazu. Stellen Sie 
sich das folgende Szenario vor und geben Sie anschließend an a) wie Sie die 
Sicherheitsbedrohung einschätzen und b) welche politischen Konsequenzen Sie 
angemessen fänden.“ 

Anschließend liest die eine Gruppe der Befragten einen fiktiven Zeitungs-
artikel über islamistischen Terrorismus (linke Seite) und die andere Gruppe 
einen Zeitungsartikel über Rechtsterrorismus (rechte Seite) (Abbildung 7). 
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Abbildung 7: Vignetten von Zeitungsartikeln über Terrorismus

 
Anschließend beantworten alle Gruppen Fragen zu ihrer Bedrohungs-
wahrnehmung, insbesondere zu ihrer Einschätzung des Terroranschlags 
und den politischen Folgen. Wir analysieren den Effekt des ideologischen 
Motivs auf drei Facetten der Bedrohungswahrnehmung: (1) Angst vor 
Terrorismus, (2) Wahrnehmung der Ursachen und (3) Unterstützung res-
triktiver staatlicher Gegenmaßnahmen. Die Facetten der Bedrohungs-
wahrnehmung beziehen sich auf Fragen, die typischerweise in öffentli-
chen Debatten nach Terroranschlägen diskutiert werden: Wie groß ist die 
Angst? Wer ist schuld? Was sollte getan werden?

Der erste Indikator ist die Angst vor einem solchen Anschlag und die Ein-
schätzung der Wahrscheinlichkeit eines solchen Anschlags in den nächsten 
zwölf Monaten. Der zweite Indikator ist die Wahrnehmung der Ursache des 
Anschlags, das heißt warum dieser Anschlag verübt wurde. Dazu gehört 
die Wahrnehmung der Täter*innen als „einsame Wölfe“ oder aufgrund des 
radikalen sozialen Umfelds. Drittens das Ausmaß, in dem die Befragten 
den Anschlag als kollektive Bedrohung verallgemeinern und bestimmte 
Bevölkerungsgruppen kollektiv stigmatisieren. Die vierte Variable misst 
die Unterstützung für restriktive staatliche Gegenmaßnahmen anhand von 
drei Items: härteres Durchgreifen des Staates, mehr Investitionen in die 
Extremismusbekämpfung und Stärkung der Geheimdienste.
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Um den kausalen Effekt der ideologischen Motive hinter den Terroran-
schlägen auf die Bedrohungswahrnehmung zu analysieren, wurde die Dif-
ferenz der Mittelwerte zwischen den Gruppen berechnet. Darüber hinaus 
haben wir die Daten des Umfrageexperiments mit OLS-Regressionsmo-
dellen untersucht und für eine Reihe soziodemografischer Variablen kont-
rolliert. Neben den abhängigen Variablen enthält die Untersuchung einen 
Manipulationstest am Ende der Befragung, bei dem die Teilnehmer*innen 
gefragt werden, was in dem Zeitungsartikel gelesen wurde. Insgesamt zei-
gen die Ergebnisse, dass die Mehrheit der Befragten den Manipulationstest 
bestand, das heißt sich korrekt an das ideologische Motiv hinter dem im 
Zeitungsartikel gelesenen Terroranschlag erinnerte.

Wie unterscheidet sich die Wahrnehmung von rechtsextremistischen und 
islamistischen Anschlägen? Während der Rechtsextremismus die größte 
Sicherheitsbedrohung in Deutschland darstellt (Bundeskriminalamt, 2023), 
zeichnet die Analyse der Bedrohungswahrnehmung der Bevölkerung ein 
anderes Bild. Die Ergebnisse zeigen, dass islamistische Anschläge als grö-
ßere Bedrohung wahrgenommen werden als rechtsextremistische. Auf die 
Frage, ob die Befragten Angst davor haben, dass es in Deutschland zu einem 
Terroranschlag kommen könnte (Skala 0–100: 0 = überhaupt keine Angst; 
100 = sehr große Angst), ist die Angst vor einem islamistischen Terroran-
schlag höher (4.4 Prozentpunkte Unterschied im Mittelwert) als die Angst 
vor einem rechtsextremistischen Anschlag. Ebenso halten die Befragten 
einen islamistischen Terroranschlag in den nächsten zwölf Monaten für 
wahrscheinlicher als einen rechtsextremistischen Anschlag (4.2 Prozent-
punkte Unterschied im Mittelwert auf einer Skala von 0–100 mit 0 = über-
haupt nicht wahrscheinlich und 100 = sehr wahrscheinlich).

Warum wird islamistischer Terrorismus in westlichen Gesellschaften als 
größere Bedrohung wahrgenommen als rechtsextremistischer Terroris-
mus? Die Teilnehmer*innen wurden gefragt, ob ihrer Meinung nach die 
soziale Isolation der Täter eine größere Rolle spielt oder das radikale 
soziale Umfeld. Rechtsextremistische Terroranschläge werden eher als 
Taten sozial isolierter Einzeltäter*innen oder „einsamer Wölfe“ wahr-
genommen als islamistische Anschläge. 25 % der Befragten, die einen 
rechtsextremistischen Terroranschlag erlebt haben, glauben, dass es sich 
bei den rechtsextremistischen Tätern um „einsame Wölfe“ handelt. Im 
Gegensatz dazu sind nur 19 % der Befragten, die mit einem islamistischen 
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Terroranschlag konfrontiert wurden, der Meinung, dass islamistische Täter 
„einsame Wölfe“ sind. Insgesamt sehen die Befragten bei beiden Anschlags-
arten das radikale Netzwerk als zentralen Motor der Radikalisierung.

Im vierten Schritt wurde die gruppenbezogene Stigmatisierung gemessen. 
Diese bezieht sich auf das Ausmaß, in dem die Befragten die Anschläge 
als kollektive Bedrohung wahrnehmen, die sich auf breitere Gruppen 
bezieht, wie zum Beispiel Muslim*innen nach islamistischen Anschlägen 
und deutsche Patriot*innen nach rechtsextremistischen Anschlägen. Die 
Studie verwendet drei Indikatoren für gruppenbezogene Stigmatisie-
rung: Verantwortung, Gewalt und Überwachung. Erstens bezieht sich Ver-
antwortung darauf, ob die assoziierte Gruppe für den Angriff verantwort-
lich gemacht wird. Zweitens misst Gewalt, ob die assoziierte Gruppe als 
gewaltbereiter wahrgenommen wird als andere Befragte. Drittens bezieht 
sich Überwachung auf die Frage, ob die Gruppe vom Staat überwacht wer-
den sollte. Für alle drei Stigmatisierungsindikatoren zeigen die Ergebnisse, 
dass die durchschnittliche Position bei der Schuldzuweisung an assoziierte 
Gruppen im mittleren Bereich zwischen 3 und 4 liegt (auf einer Skala von 
1–7; 1 = trifft überhaupt nicht zu; 7 = trifft voll und ganz zu). Im Durchschnitt 
machen Befragte Muslim*innen für islamistische Anschläge stärker ver-
antwortlich als deutsche Patriot*innen für rechtsextreme Anschläge (0.4 
Skalenpunkte Unterschied). Ebenso nehmen die Befragten Muslim*in-
nen nach islamistischen Anschlägen als gewaltbereiter wahr als deutsche 
Patriot*innen nach rechtsextremistischen Anschlägen (0.6 Skalenpunkte 
Unterschied). Sie befürworten auch häufiger die Überwachung von Mus-
lim*innen nach islamistischen Anschlägen als die Überwachung von 
Patriot*innen nach rechtsextremistischen Anschlägen (0.3 Skalenpunkte 
Unterschied).

Die unterschiedliche Bedrohungswahrnehmung spiegelt sich auch in 
der Bereitschaft zur Unterstützung restriktiver Gegenmaßnahmen nach 
islamistischen und rechtsextremistischen Anschlägen wider. Die durch-
schnittliche Zustimmung zu staatlichen Maßnahmen nach islamisti-
schen Anschlägen ist höher als nach rechtsextremistischen Anschlägen 
(0.4 Skalenpunkte Unterschied). Darüber hinaus zeigt die Studie, dass die 
Unterstützung für staatliche Investitionen in die Extremismusbekämpfung 
nach islamistischen Anschlägen im Durchschnitt höher ist als nach rechts-
extremistischen Anschlägen (0.4 Skalenpunkte Unterschied). Ebenso ist 
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die durchschnittliche Unterstützung für eine Ausweitung der Befugnisse 
der Nachrichtendienste nach islamistischen Anschlägen höher als nach 
rechtsextremistischen Anschlägen (0.5 Skalenpunkte Unterschied).

Insgesamt zeigen die Ergebnisse, dass es die Bedrohungswahrnehmungen 
weniger vom Gewaltakt per se sondern stark vom ideologischen Motiv 
der Tat abhängen: Erstens zeigen die Ergebnisse, dass islamistische 
Bedrohungen als größere Bedrohung wahrgenommen werden als rechts-
extreme Bedrohungen. Die Angst vor einem islamistischen Terroranschlag 
ist größer und die Befragten halten einen islamistischen Terroranschlag 
in den nächsten zwölf Monaten für wahrscheinlicher als einen rechts-
extremistischen. Zweitens zeigen die Ergebnisse, dass islamistische Terro-
rist*innen seltener als „einsame Wölfe“ wahrgenommen werden als rechts-
extreme Terrorist*innen. Im Einklang mit der Hypothese der kollektiven 
Bedrohung ist es zudem häufiger, dass Muslim*innen für islamistische 
Bedrohungen verantwortlich gemacht werden als deutsche Patriot*in-
nen für rechtsextreme Bedrohungen. Drittens spiegelt sich die verzerrte 
Bedrohungswahrnehmung der Befragten auch in ihren politischen Präfe-
renzen wider. Ideologische Motive hinter Anschlägen haben einen signi-
fikanten Einfluss auf die Bereitschaft der Befragten, restriktive staatliche 
Gegenmaßnahmen zu unterstützen: Die Zustimmung zu staatlichen Ein-
griffen, zur Extremismusbekämpfung und zur Ausweitung der Befugnisse 
der Nachrichtendienste ist nach islamistischen Anschlägen höher als nach 
rechtsextremistischen Anschlägen. Die Ergebnisse des zweiten Umfrage-
experiments zeigen wie weit verbreitet verzerrte Bedrohungswahr-
nehmungen in der deutschen Gesellschaft sind. Daher sind die Reaktionen 
von Politik und Öffentlichkeit nach Terroranschlägen von entscheidender 
Bedeutung, um der Stigmatisierung bestimmter Bevölkerungsgruppen 
entgegenzuwirken.

Zusammenfassend zeigen die zwei Umfrageexperimente, dass sich die 
Wahrnehmung von Bedrohung und Radikalisierung in Deutschland je nach 
Ideologie unterscheidet. Islamistische Radikalisierung und Terrorismus 
wird systematisch anders wahrgenommen als rechtsextreme Radikalisie-
rung und Terrorismus. Die Befragten nahmen zwar insgesamt individu-
elle Radikalisierung und Terroranschläge als problematisch und bedroh-
lich wahr, sahen jedoch bei Islamismus einen höheren Handlungsbedarf 
als bei Rechtsextremismus. Die Ergebnisse haben wichtige Implikationen 
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für öffentliche und politische Entscheidungsträger*innen. Politische 
Entscheidungsträger*innen sollten diese verzerrten Bedrohungswahr-
nehmungen berücksichtigen, wenn sie ihren politischen Ansatz zur Prä-
vention von Radikalisierung und Extremismus in westlichen Demokratien 
entwickeln und kommunizieren. Verzerrte Bedrohungswahrnehmungen 
können zu unverhältnismäßigen politischen Reaktionen wie repressiven 
Maßnahmen oder fehlgeschlagenen Bemühungen zur Terrorismusbe-
kämpfung und Radikalisierungsprävention führen.
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